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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidignng 


l. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


Auf welche Weise wird die Bundesregierung 
sicherstellen, daß die ZDV 12/1 über politische 
Bildung in der Bundeswehr in allen Einheiten 
in ausreichendem Maß befolgt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


2. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
Dr. Arnold zur Eindämmung der ständig steigenden Kran” 

(CDU/CSU) kenhauspflegekosten einleiten? 


3. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Verweildauer der Patien- 
ten in den Krankenhäusern der Bundesrepublik 
Deutschland im internationalen Vergleich sehr 
hoch ist, welches sind nach Ansicht der Bundes- 
regierung gegebenenfalls die Ursachen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Frnährungr Landwirtschaft und Forsten 


4. Abgeordneter 
Gallus 


(FDP) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, inwieweit Bauernhöfe, welche aus Bo- 
denreformland gebildet wurden, heute von 
Großgrundbesitzern wieder aufgekauft wer- 
den, und in welchem Umfang diese dabei noch 
steuerliche Vorteile wahrnehmen können? 


5. Abgeordneter 
Gallus 
(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 
zusammen mit den Ländern zu ergreifen, die 
aus Bodenreformland gegründeten selbständi- 
gen Existenzen zu erhalten bzw., falls dies aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht vertretbar er- 
scheint, dafür Sorge zu tragen, daß dieses Land 
in erster Linie zur Aufstockung zu kleiner 
Vollerwerbsbetriebe verwendet werden muß? 


6. Abgeordneter Welche Verbesserungen konnte Großbritan- 

Höcherl nien in der gemeinsamen Agrarpolitik errei- 

(CDU/CSU) Chen? 
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7. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Dr. Früh 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Dr. Früh 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Freiherr 
von Kühlmann< 
Stumm 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihre Aussage 
im Agrarbericht 1975 /Nr. 448 „Mitverantwor- 
tung der Erzeuger an der Überschußverwer- 
tung" zu revidieren, nachdem sie am 13. Febru- 
ar 1975 mitbeschlossen hat, daß in Frankreich 
Kuhprämien und in Italien Kälberprämien ge- 
währt und Neuseeland mit dem Beschluß von 
Dublin über 1977 hinaus Butterlieferungen 
garantiert werden? 

Wie begründet die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß sie für die deutsche Landwirtschaft 
wesentlich geringere Mastprämien für Rinder 
bereitstellt, als die niederländische und belgi- 
sche Regierung an ihre Landwirtschaft zu zah- 
len bereit sind, obgleich sich mit den Brüsseler 
Beschlüssen vom 13. Februar 1975 die Wett- 
bewerbslage für deutsches Rindfleisch zusätz- 
lich verschlechtern könnte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellung der EG-Kommission in ihrer „Bilanz 
der gemeinsamen Agrarpolitik“, daß der 
Grenzausgleich das ernsteste Hindernis für 
die Einheitlichkeit des gemeinsamen Agrar- 
markts ist? 

Teilt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang die Auffassung der Kommission, daß 
die Währungsausgleichsbeträge im Hinblick 
auf ihre strukturellen Wirkungen als ein mit 
den Grundprinzipien des gemeinsamen Markts 
nicht zu vereinbarender Mechanismus seien? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, den die EG-Kommission für eine neue 
europäische Rechnungseinheit vorgelegt hat 
und der als erster Schritt zur Beseitigung der 
bestehenden Verrechnungsinflation gedacht 
sein soll? 


12. Abgeordneter 
Freiherr 
von Kühlmann- 
Stumm 


(CDU/CSU) 


Welche Folgen bestehen nach Auffassung der 
Bundesregierung für die deutsche Landwirt- 
schaft und ihre Wettbewerbsfähigkeit durch 
die Einführung der durch die EG-Kommission 
vorgeschlagenen, veränderten Rechnungsein- 
heit? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


13, Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Stimmen jüngste Äußerungen des Leiters der 
Planungsabteilung im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung anläßlich eines Wo- 
chenendseminars im Bonner DGB-Haus, wo- 
nach es durchaus möglich sei, daß im Jahr 
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14. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Horstmeier 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


17. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 
(SPD) 


18. Abgeordneter 
Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Carstens 

(Emstek) 

(CDU/CSU) 


2000 die Beiträge der Versicherten nicht mehr 
die Rentenzahlungen decken könnten, mit der 
derzeitigen Auffassung der Bundesregierung 
über die langfristige Finanzlage der gesetz- 
lichen Rentenversicherung überein? 

Von welchen mittel- und langfristigen Zahlen- 
entwicklungen in den Rentenfinanzen geht die 
Bundesregierung heute aus, wenn man eine 
durchschnittliche Arbeitslosenzahl von 750 000 
mindestens im Jahr 1975 unterstellt? 

Wie können Beitragszahlungen an die Zusatz- 
versorgungskasse für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft für eigene Kinder 
mit Arbeitsvertrag und für Auszubildende, die 
meistens nur vorübergehend rentenversiche- 
rungspflichtig sind, für eine spätere Beihilfe 
zur Alterssicherung mobilisiert werden? 

Wird die Bundesregierung für die Errichtung 
zusätzlicher Lehrstühle für „Arbeitsmedizin" 
eintreten, um genügend Ärzten das für eine 
betriebsärztliche Tätigkeit erforderliche Fach- 
wissen zu vermitteln, damit die Ausführung 
des am 1. Dezember 1974 in Kraft getretenen 
Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheitsingeni- 
eure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher- 
heit in einem angemessenen Zeitraum verwirk- 
licht werden kann? 

Ist es richtig, daß die Rechtsstreitigkeiten in 
der Arbeitsgerichtsbarkeit infolge unzulängli- 
cher personeller Ausstattung der Arbeitsge- 
richte zu einer unzumutbaren Verzögerung des 
Rechtsschutzes führen? 

Triff die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 14. März 1975 zu, bei den 
deutsch-polnischen Verhandlungen über ein 
Sozialversicherungsabkommen werde ange- 
steuert, allen im Bundesgebiet Lebenden An- 
sprüche nach deutschem Rentenrecht und allen 
im derzeitigen Polen Lebenden Ansprüche nach 
polnischem Recht zu gewähren, und sollte es 
nicht vielmehr Ziel der Verhandlungen sein, 
vornehmlich den unter polnischer Herrschaft 
lebenden deutschen Staatsangehörigen An- 
sprüche nach deutschem Recht zu gewähren 
und dafür zu sorgen, daß ihnen diese unge- 
schmälert durch Pauschalregelungen und pol- 
nische Devisenbestimmungen zugute kommen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Handwerksbetrieb mit einem Beschäftigten 
— hierunter fällt auch der Auszubildende — , 
der als Kleinbetrieb zählt und für seine Hand- 
werkerversicherung gern. RVO jeden zweiten 
Monat 288 DM zu zahlen hat, bereits bei Ein- 
stellung eines zweiten Beschäftigten — auch 
eines Auszubildenden — den doppelten Betrag, 
nämlich 288 DM je Monat, entrichten muß? 
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20. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
der arbeitslosen, schulentlassenen Jugendli- 
chen diese Bestimmung der RVO zu ändern 
oder auch vorübergehend dahin gehend zu 
ergänzen, daß Auszubildende nicht als Beschäf- 
tigte zählen, damit zusätzliche Ausbildungs- 
stellen geschaffen werden? 


21. Abgeordneter 

Pohlmann 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung konkrete Angaben 
durch Erhärtung mit statistischen Unterlagen 
darüber machen, inwieweit die Annahme des 
Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung (Ste- 
nographischer Bericht über die 151. Sitzung, 
S. 10461/2) zutrifft, daß ein ganz beachtlicher 
Teil der nach dem Arbeitsförderungsgesetz um- 
geschulten bzw. aus- und fortgebildeten Ar- 
beitnehmer nicht als Arbeitslose erscheinen? 


22. Abgeordneter 
Pohlmann 
(CDU/CSU) 


Prüft die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
mit erheblichen Mitteln der Versichertenge- 
meinschaft gewährten Ausbildungs-, Fortbil- 
dungs- und Umschulungsmaßnahmen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz in der Weise zu be- 
grenzen, daß einmal deren arbeitsmarktpoliti- 
scher Nutzen strengeren Maßstäben als bisher 
unterworfen und zum anderen, damit eng ver- 
bunden, ein Erfolgskontrollsystem geschaffen 
wird, das auch die persönlichen Voraussetzun- 
gen der Geförderten stärker berücksichtigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


23. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die von der 
Deutschen Bundesbahn in Ostbayern geplan- 
ten Streckenstillegungen zu genehmigen, be- 
vor ein den Verkehrsbedürfnissen entspre- 
chender Ausbau des Straßennetzes erfolgt ist? 


24. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß ohne einen solchen Ausbau die ohne- 
hin schon schwierige wirtschaftliche Lage Ost- 
bayerns durch die Streckenstillegungen noch 
wesentlich verschlechtert würde? 


25. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die auf 
Wolfram Grund von Pressemeldungen auch in der Bun- 

(Recklinghausen) desrepublik Deutschland bekannt gewordene 
(SPD) Kritik des Verbands der italienischen Piloten 

über die mangelnde flugsicherheitliche Aus- 
rüstung der meisten italienischen Flugplätze, 
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und sieht die Bundesregierung im Interesse der 
vielen deutschen Fluggäste, die auf italieni- 
schen Flugplätzen landen und starten, eine 
Möglichkeit, auf den italienischen Staat dahin 
gehend einzuwirken, daß die sicherheitliche 
Ausstattung der Flugplätze dem technisch 
möglichen und notwendigen Niveau ent- 
spricht? 


26. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


Wann ist damit zu rechnen, daß der Bundes- 
minister für Verkehr die noch ausstehende 
Rechts Verordnung über die Beschränkung des 
Sport- und Übungsflugverkehrs nach § 32 Abs, 
1 Nr. 15 des Flugverkehrsgesetzes erläßt? 


27. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen vorberei- 
tenden Rostschutz für Kraftfahrzeuge durch 
Totalschutz der Karosserie vor der Lackierung 
während des Produktionsprozesses einerseits 
und einem nachträglichen Rostschutz durch im 
Handel angebotene Mittel durch die Eigen- 
tümer der Kraftfahrzeuge andererseits zu er- 
kennen und gegebenenfalls auf Grund dieses 
Unterschieds die Antwort auf Frage 124 der 
Drucksache 7/3227 unter den gesamtwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten der Rohstoffökonomie 
und des Umweltschutzes zu ergänzen? 


28. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 


Trifft es zu, daß gerade in strukturschwachen 
Räumen das Verkehrsangebot der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
nicht ausreicht, um die Arbeitnehmer mit öf- 
fentlichen Verkehrsmitteln zu unterschiedli- 
chen Arbeitszeiten an ihre Arbeitsstätten zu 
bringen und daß deswegen größere Industrie- 
betriebe unter Bereitstellung hoher Eigenmit- 
tel gezwungen sind, mit Hilfe privater Omni- 
busunternehmen spezielle Buslinien einzu- 
richten? 


29. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfer- 
tigt, daß in diesen Fällen die Deutsche Bun- 
desbahn und die Deutsche Bundespost für die 
Vergabe der Buslinien von den privaten Omni- 
busunternehmen einen weitaus höheren Preis 
pro gefahrener Kilometer verlangen, als diese 
beim Betrieb der Strecke in eigener Regie den 
Werken berechnen würden und daß somit eine 
ungebührliche Mehrbelastung für die Industrie 
in den Struktur schwachen Räumen entsteht? 


30. Abgeordneter 
Härzsdiel 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß die Deutsche Bundespost bei der Umstel- 
lung von Ortsnetzen für die Beibehaltung der 
einheitlichen Notrufnummern der Polizei und 
Feuerwehr eine wesentlich höhere Gebühr als 
für einen Normalanschluß fordert, obwohl die 
Einführung dieser einheitlichen Notrufnum- 
mern im ganzen Bundesgebiet angestrebt wird? 
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31. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Wie hoch ist der Werbeaufwand der Deutschen 
Bundespost für das Funkrufsystem Eurosignal 
im Jahr 1974 gewesen, und wieviel Eurosignal- 
geräte sind bisher verkauft oder vermietet 
worden? 


32. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, auch gebühren- 
politische Konsequenzen zu ziehen, um Euro- 
signal zu einem gegenüber dem vollautomati- 
schen Autotelefon konkurrenzfähigen Angebot 
weiterzuentwickeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
Dr. Stavenhagen Schläge der OECD zur Energieforschung, die 
(CDU/CSU) in der OECD-Publikation „Energy R und D", 

Paris 1975, enthalten sind, unter Berücksichti- 
gung ihrer eigenen Bemühungen im Bereich 
der Energieforschung, und was gedenkt sie 
zu unternehmen, um die verschiedenen Vor- 
schläge der OECD für die Energieforschung zu 
realisieren? 


34. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht 
verschiedener Experten, daß der Einsatz der 
Fernwärme, insbesondere auf der Basis Wär- 
mekraftkopplung, nicht so sehr ein technisch- 
wissenschaftliches Problem, sondern ein wirt- 
schaftlich-organisatorisches ist, und was ge- 
denkt sie zu unternehmen, um einerseits dem 
Verbrauch Anreize zu geben, Fernwärme ein- 
zusetzen und andererseits vor allem den kom- 
munalen Energieversorgungsunternehmen bei 
der Finanzierung der Fernwärmeeinrichtungen 
behilflich zu sein? 


35. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 


(SPD) 


Wann rechnet die Bundesregierung damit, daß 
Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie für 
die Wärmeversorgung von Wohnhäusern auf 
den Markt kommen, und welche Investitions- 
und Wartungskosten hätten Interessenten an 
dieser Energieversorgung heute und in Zu- 
kunft zu veranschlagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


36. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die Sicherheitsbe- 

Windelen hörden über Erkenntnisse verfügen, wonach 

(CDU/CSU) es zwischen 32 Mitarbeitern des Westdeutschen 

Rundfunks bzw. deren Familienangehörigen 
einerseits und Mitgliedern der kriminellen 
Vereinigung Baader-Meinhof bzw. ähnlichen 
Gruppierungen andererseits Bezugspunkte gab 
oder gibt? 
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37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Vorsitzen- 
Windelen den des WDR-Verwaltungsrats und den Inten- 

(CDU/CSU) danten — gegebenenfalls über die zuständigen 

Behörden des Landes Nordrhein-Westfalen — 
über derartige Bezugspunkte zu unterrichten? 


Ist die Bundesregierung bereit, die erforder- 
lichen Änderungen des Personenstandsgesetzes 
und der Verwaltungsvorsdiriften zum Gesetz 
über die Änderungen von Familiennamen und 
Vornamen vorzuschlagen, um Personen, an 
denen eine Geschlechtsumwandlung stattge- 
funden hat (Transsexuelle), die Eintragung des 
neuen Geschlechts in das Geburtsregister und 
das Tragen eines entsprechenden Vornamens 
zu ermöglichen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ankün- 
digung aus Paris (Bonner-General-Anzeiger 
und Die Welt vom 11. März 1975), dem Rhein 
drohe noch in diesem Jahr die Gefahr, daß 
streckenweise alles Leben in ihm absterbe, 
und welche Auswirkungen würde diese ökolo- 
gische Katastrophe auf die Trinkwasserver- 
sorgung haben, die vom Rhein abhängig ist? 


Welches sind die Gründe, daß die angeblich 
dringende Konferenz der Rheinanliegerstaaten 
vom Februar auf den Herbst verschoben wor- 
den ist, und ist die Bundesregierung bereit, 
notfalls von sich aus den Europäischen Ge- 
richtshof anzurufen, wenn speziell mit Frank- 
reich eine Einigung über den erforderlichen 
Stopp der Flußverschmutzung nicht möglich ist? 


41. Abgeordneter Zu welchen Maßnahmen geben die jetzt be- 
Dr. Franz kanntgewordenen Tendenzen der Bevölke- 

(CDU/CSU) rungsentwicklung Anlaß, lassen sie es insbe- 

sondere als angezeigt erscheinen, damit bis zu 
der für das Frühjahr 1976 angekündigten fünf- 
ten koordinierten Bevölkerungsvorausschät- 
zung zu warten? 


42 . Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesinnenminister Bür- 
Pfeifer gerinitiativen Zuwendungen für ihre Arbeit ge- 

(CDU/CSU) währt, und um welche Bürgerinitiativen han- 

delt es sich im einzelnen? 


43. Abgeordneter In welchem Umfang werden Vertreter von Bür- 
Pfeifer gerinitiativen zu Beratungen im Bundesinnen- 

(CDU/CSU) ministerium herangezogen, und welche Gutach- 

ten, Studien oder sonstige Forschungsaufträge 
wurden an Bürgerinitiativen oder ähnliche Or- 
ganisationen bisher vergeben? 




38. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 
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44. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


45. Abgeordneter 
Dn Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Härzsdiel 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Reiser 

(SPD) 

48. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Was hält die Bundesregierung von der Anre- 
gung, den äußeren Schutz von Plutonium-La- 
gerstätten und Kernbrennstoff-Wiederaufar- 
beitungsanlagen dadurch zu verbessern, daß 
für das jeweilige Werkgelände die Einfriedi- 
gung mittels eines bei Dunkelheit beleudit- 
baren kombinierten Elektrozauns und Stadiel- 
drahtrollen mit Warnstreifen bindend vorge- 
sdirieben wifd, um das unbefugte Eindringen 
durch Gewalttäter besser zu verhindern, als 
dies zur Zeit geschieht? 

Hat die Bundesregierung Informationen dar- 
über, wieviel Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland leben, die — obwohl Deutsche 
oder deutsche Staatsangehörige — von ihrem 
bisherigen Staatsangehörigkeitsstaat im Ost- 
block nicht aus der Staatsangehörigkeit entlas- 
sen wurden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Sidier- 
heitszustand der Atomkraftwerke in der Bun- 
desrepublik Deutschland im Blick auf die vor- 
übergehende Stillegung und Sidierheitsprü- 
fung von 23 amerikanischen Kernkraftwerken? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
wonach eine rechtsextremistische „Todes- 
schwadron Berlin" Aktivitäten angedroht hat? 

Ist es zutreffend, daß bei den vergangenen 
Fahndungen nach der Baader-Meinhof-Bande 
auch eine umfangreiche Liste von Smypathi- 
santen erstellt wurde, und aus welchen Grün- 
den ist eine Veröffentlichung bis heute auch 
nur auszugsweise unterblieben? 

Befinden sich auf der Liste Namen von Mit- 
gliedern der im Deutschen Bundestag vertrete- 
nen Parteien, und hat die Bundesregierung 
diese Parteien von der Aufnahme dieser Per- 
sonen in die Liste unterrichtet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


50. Abgeordneter 
Dr, Lenz 
(Bergstraße) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
des § 199 des Gerichtsverfassungsgesetzes vor- 
zubereiten, die verhindert, daß die Gerichts- 
ferien — wie dies im Jahr 1975 mit Ausnahme 
von Bayern und Nordrhein-Westfalen in allen 
Bundesländern in erheblichem Maß der Fall 
sein wird — außerhalb der Schulferien liegen, 
um die Schwierigkeiten für den gemeinsamen 
Jahresurlaub der Familien der in der Justiz 
tätigen Personen — Richtern, Rechtsanwälten, 
Justizbeamten — zu vermeiden? 


9 



Drucksache 7/3365 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


51. Abgeordneter 
Dr. Arndt 
(Hamburg) 
(SPD) 


52. Abgeordneter 

Dr..Czaja 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Dr. Mende 


(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Freiherr 

von Fircks 
(CDU/CSU) 

57. Abgeordneter 

Freiherr 
von Firdcs 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung 
der Aufforderung des Bundesverfassungsge- 
richts, sich zu dem Verfassungsbeschwerde ver- 
fahren Helge Habel (1 BvR 16/72) zu äußern, 
bis jetzt nicht nachgekommen, obwohl die 
Beschwerde seit mehr als drei Jahren anhängig 
ist? 

Wie verträgt sich der vom Parlamentarischen 
Staatssekretär im Bundesministerium der Ju- 
stiz in der Fragestunde vom 18. Dezember 1974 
geäußerte Standpunkt von einer Verpflichtung 
zur Hinnahme der Enteignung deutschen Ver- 
mögens durch Polen mit der Auffassung des 
Auswärtigen Amts, daß die Maßnahmen ge- 
gen das deutsche Vermögen in den Oder- 
Neiße-Gebieten völkerrechtswidrig gewesen 
seien? 

Wie verträgt sich der vom Parlamentarischen 
Staatssekretär im Bundesministerium der Ju- 
stiz in der Fragestunde vom 18. Dezember 1974 
vertretene Standpunkt über Anwendung von 
Artikel 3 Abs. 3 des Sechsten Teils des Über- 
leitungsvertrags mit der ausdrücklichen Erklä- 
rung des früheren Bundesaußenministers 
Scheel bei der Unterzeichnung des Warschauer 
Vertrags, daß die Rechtslage des deutschen 
Vermögens in der Bundesrepublik Deutschland 
weiterhin nach den deutschen Gesetzen beur- 
teilt werde? 

Ist die vom Parlamentarischen Staatssekretär 
im Bundesministerium der Justiz in der Frage- 
stunde vom 18. Dezember 1974 vertretene Auf- 
fassung, daß Artikel 3 des Sechsten Teils des 
Uberleitungsvertrags auch auf das von Polen 
durch Nationalisierungsgesetze von Ende 1945 
und 1946 eingezogene Vermögen der vertrie- 
benen Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten 
anwendbar sei, früher von einer Bundesregie- 
rung vertreten oder geäußert worden? 

Ist nicht auch nach Auffassung der Bundes- 
regierung der Artikel 3 Abs. 3 des Uberlei- 
tungsvertrags so auszulegen, daß für alle Fälle 
der Nacherwerber von in den Oder-Neiße-Ge- 
bieten völkerrechtswidrig eingezogenem deut- 
schen Vermögen, wenn es in die Bundesrepu- 
blik Deutschland kommt, nicht als rechtmäßiger 
Eigentümer behandelt werden muß? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Ge- 
setz Nr. 63 der Alliierten Hohen Kommission 
ausdrücklich das dort vorgesehene Klagever- 
bot nicht auf Maßnahmen Polens erstreckte? 

Ist Polen jemals gemäß Artikel 2 des Uber- 
leitungsabkommens aus der Liste der im Ge- 
setz Nr. 63 genannten Staaten gestrichen wor- 
den? 
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58. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Welche Unterlagen bieten die vorliegenden 
Protokolle über die Verhandlungen betreffend 
den überleitungsvertrag dafür, daß Artikel 3 
Abs. 3 des Sechsten Teils sich auch auf die pol- 
nischen Maßnahmen gegen deutsches Vermö- 
gen ab Juni 1945 in den Oder-Neiße-Gebieten 
erstrecken sollte? 


59. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist nicht nach den damaligen und auch den 
heutigen Vorstellungen der polnischen Regie- 
rung die Einziehung des Vermögens der ver- 
triebenen Deutschen für andere äls die in Ar- 
tikel 3 des Überleitungsvertrags genannten 
Zwecke erfolgt? 


60. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß der derzei- 
tige Regierungsrat im Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz, Hans-Christoph Toelle, 
bei seiner Vernehmung durch die Staatsschutz- 
abteilung des Bundeskriminalamts im Septem- 
ber 1974 zu Protokoll gegeben hat, der per- 
sönliche Referent des damaligen Bundeskanz- 
lers Brandt, Günter Guillaume, habe vor dem 
konstruktiven Mißtrauensvotum im April 1972 
ihm „mit Bestimmtheit" erklärt, der Bundes- 
kanzler verfüge über Mittel, die trotz des 
Übertritts von Abgeordneten zur CDU/CSU 
das Überleben der Koalitionsregierung ermög- 
lichten, da bei der Union Abgeordnete bestech- 
lich seien und „der Ehmke das schon machen" 
werde, und muß bei der Echtheit dieser Aus- 
sage nicht der Schluß gezogen werden, daß die 
Regierung Brandt damals nur durch Korruption 
im Amt geblieben ist? 


61. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Muß, falls die Presseinformation sich als rich- 
tig erweist, aus der Erklärung von Regierungs- 
rat Toelle gegenüber einem Pressevertreter, 
Guillaume habe mit der Bemerkung, der Bun- 
deskanzler verfüge über die entsprechenden 
Mittel, zweifelsfrei finanzielle Mittel gemeint, 
nicht der Schluß gezogen werden, daß ent- 
gegen der Aussage des damaligen Kanzler- 
amtsministers Ehmke vor dem Untersuchungs- 
ausschuß des Deutschen Bundestages die dem 
Reptilienfonds entnommenen 50 000 DM für 
andere Zwecke als zur Abdeckung von Forde- 
rungen verwendet worden sind, zumal nach 
der angeblichen Aussage Guillaumes die Bun- 
desregierung mit einer Abwahl des Bundes- 
kanzlers gar nicht gerechnet hat? 


62. Abgeordneter 

Dr. Penner 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung, insbesondere un- 
ter Berücksichtigung der seit dem 1. Januar 
1975 bestehenden Rechtslage im Bereich der 
sogenannten Bagatellkriminalität, für zweck- 
mäßig, den Laufbahnweg des Amtsanwalts bei- 
zubehalten? 
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63. Abgeordneter 

Dr. Emmerlidi 


(SPD) 


64. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


65. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


66. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


67. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riede 

(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 


68. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riede 

(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Aussage des Präsidenten des Bun- 
desgerichtshofs zu, daß die Gerichte in der 
Bundesrepublik Deutschland völlig überlastet 
sind und zum Teil zusammenzubrechen drohen 
und die Prozesse eine Dauer erreichen, die nur 
noch als Rechtsverweigerung auf Zeit bezeich- 
net werden könne, und wenn ja, wodurch 
hat die Bundesregierung diesem Zustand ent- 
gegengewirkt, und welche weiteren Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, um für Ab- 
hilfe zu sorgen? 

In welchem Verhältnis steht die Zahl der 
hauptamtlichen Bewährungshelfer zu der Zahl 
der zu betreuenden Personen? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage 
und bereit, darauf hinzuwirken, daß die Zahl 
der Bewährungshelfer erhöht wird, da von 
einem besseren Verhältnis zwischen der Zahl 
der zu Betreuenden die Erfolgsaussicht für 
eine Vermeidung bzw. Verringerung von Rück- 
falldelikten abhängt? 

Ist die Bundesregierung nach einem Vorfall 
vor der Berliner Gedächtniskirche mit der Film- 
und Fernsehjournalistin Heike Sancier der Mei- 
nung, daß das verabschiedete Zeugnisverwei- 
gerungsrecht eine Lücke enthält, und (gegebe- 
nenfalls) wie gedenkt sie diese Lücke zu 
schließen? 

Worauf stützt die Bun^iesregierung ihre Aus- 
sage auf meine mündliche Anfrage (Antwort 
im Stenographischen Bericht vom 18. Dezember 
1974 über die 138. Sitzung, S. 9556), daß im 
Falle der Tötung oder Verletzung einer Haus- 
frau und Mutter der Anspruch auf vollen 
Schadensersatz besteht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von den 
zahlreichen Schadensregelungen, notwendig 
geworden durch Beschaffung einer Ersatzkraft 
für die getötete oder schwerverletzte Hausfrau 
und Mutter, seit dem Jahr 1959 bei wenigstens 
10 000 Fällen erst zwölf Urteile mit sehr unter- 
schiedlichem Wert der Schadensregelung ver- 
öffentlicht worden sind, und daß von diesen 
zwölf veröffentlichten Urteilen acht wieder 
aufgehoben und zurückverwiesen wurden, ob- 
wohl die Prozesse zwischen 4V4 und 9V2 Jahre 
gedauert haben? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


69. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung den Entwurf 
eines Steueränderungsgesetzes 1975 — Ein- 
führung des Verlustrücktrags — , dessen Ein- 
bringung der Bundesrat am 21. Februar 1975 
beschlossen hat, dem Bundestag zuleiten? 
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70. Abgeordneter Mit welcher voraussichtlichen Stellungnahme 

Dr, Häfele wird die Bundesregierung den Entwurf eines 

(CDU/CSU) Steueränderungsgesetzes 1975 versehen? 


71. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfang sind in den letzten Jahren 
Abschreibungsgesellschaften für Forschungs- 
projekte gegründet worden, und wie hoch 
schätzt die Bundesregierung den damit ver- 
bundenen Steuerausfall? 


72. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um den Mißbrauch von Steuergeldern 
in Abschreibungsgesellschaften für Forschungs- 
projekte zu verhindern, und ist sie gegebenen- 
falls bereit, eine Änderung des Erfindergeset- 
zes und anderer steuerrechtlicher Vorschriften 
zu beantragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


73. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


74. Abgeordneter 
Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


75. Abgeordneter 

Mahne 


(SPD) 


76. Abgeordneter 

Mahne 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung beim Mitte März 
vorgesehenen Treffen der Gläubigerländer 
Chiles ihre Entscheidung über die Stundung 
der fälligen Schuldenrückzahlung mit der chile- 
nischen Haltung zur Frage der Menschenrechte 
in Verbindung bringen? 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
des Mittelstandsprogramms der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau oder anderer Kredithilfe- 
programme des Bundes die Schaffung und 
Modernisierung von Ausbildungsplätzen der 
gewerblichen Wirtschaft zu fördern? 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß unter Berücksichtigung des angestrebten 
Ziels, des „stabilitätsgerechten Aufschwungs", 
die zu erwartenden Beschlüsse des Planungs- 
ausschusses des „Rahmenplans der Gemein- 
schaftsaufgabe zur Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" möglichst schnell in 
den ausgewiesenen Fördergebieten erfolgreich 
umgesetzt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Investi- 
tionen im Fremdenverkehrsgewerbe nur bis 
zum Beginn der Saison möglich sind, und wie 
will die Bundesregierung sicherstellen, daß in 
den ausgewiesenen Fördergebieten des „Rah- 
menplans der Gemeinschaftsaufgabe zur Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
Investitionen im Fremdenverkehrsbereich bis 
zum Beginn der Sommersaison ermöglicht wer- 
den? 
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77. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


78. Abgeordneter 
Dr. Sdiäuble 

(CDU/CSU) 


79, Abgeordneter 
Dr. Sdiäuble 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Dr. Jens 
(SPD) 


81. Abgeordneter 
Sdiröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, darauf hinzuwirken, daß auf dem Gebiet 
der Kraftfahrzeugversicherung — Haftpflicht- 
versicherung — bei Abmeldung des Fahrzeugs 
für eine bestimmte Zeit der Schadensfreiheits- 
rabatt nicht schon nach Ablauf von sechs Mo- 
naten verloren geht, sondern die Fristen für 
den Ablauf zum Beispiel für Fälle von Kurz- 
arbeit und Arbeitslosigkeit analog den für den 
Wehr- und Ersatzdienst geltenden Regelungen 
verlängert werden? 


Welches ist der genaue Inhalt der Vereinba- 
rung zwischen den Regierungen der Schweiz, 
Frankreichs und der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Bildung einer dreiseitigen Regie- 
rungskommission für Strukturprobleme der 
Grenzgebiete am Oberrhein, und mit weichen 
Zielvorstellungen gehen die Vertreter der Bun- 
desregierung in die Beratungen dieser „Com- 
mission Tripartite"? 


Werden an der Arbeit dieser Regierungskom- 
mission von der Bevölkerung der Oberrhein- 
region gewählte Vertreter verantwortlich be- 
teiligt, und in welcher Weise wird diese Be- 
teiligung gegebenenfalls sichergestellt? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag des Deutschen Brauereibundes, daß an- 
stelle der Nacheichung der Brauereifässer 
durch die Eichbehörden die Brauereibetriebe 
selbst ermächtigt werden, diese vorzunehmen, 
und ist die Bundesregierung bereit, entspre- 
chend den wettbewerbspolitischen Gedanken 
des Sachverständigenrats gesetzgeberische 
Maßnahmen zu ergreifen, daß Brauereien in 
Zukunft ihre Fässer selbst eichen können, um 
so daß Monopol der Eichbehörden auf diesem 
Gebiet aufzulockern? 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, zusammen mit der niedersächsischen 
Landesregierung in dem Entwurf eines 4. Rah- 
menplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" das 
bisherige regionale Aktionsprogramm „Nieder- 
sächsisches Zonenrandgebiet" zu streichen und 
stattdessen zwei neue regionale Aktionsräume 
mit der Bezeichnung „Heide/Elbufer" und 
„Niedersächsisches Bergland" vorzuehen? 


Wieviel Kernkraftwerke sind seit dem öl- 
sdiock tatsächlich bestellt worden? 
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83. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen war es möglich, daß 
vom Bundeswirtschaftsministerium bzw. vom 
Statistischen Bundesamt falsche Zahlen über 
die Auftragseingänge bekanntgegeben wurden, 
wie kam Staatssekretär Schlecht laut Frank- 
furter Allgemeiner Zeitung zu der Aussage, 
„es komme immer wieder vor, daß das Statisti- 
sche Bundesamt in Wiesbaden seine Zahlen 
korrigieren müsse und man darauf verzichte 
zu kommentieren, da man sonst in ein totales 
Verwirrspiel hineinkomme"? 


84. Abgeordneter Wie kann dafür gesorgt werden, daß die Zah- 
Niegel len des Statistischen Bundesamts nicht korri- 

(CDU/CSU) giert werden müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


85. Abgeordneter Welche Auswirkungen ergeben sich nach Auf- 
Dr. Schneider fassung der Bundesregierung aus dem Urteil 
(CDU/CSU) des Bundesverfassungsgerichts vom 4. März 

1975 — 2 BvF 1/72 — zur Verfassungsmäßig- 
keit des § 72 Abs. 3 Sätze 3 und 4 des Städte- 
bauförderungsgesetzes, insbesondere für den 
Bereich der Wohnungs- und Städtebauförde- 
rung? 


86. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Sind bei den Förderungszahlen des sozialen 
Wohnungsbaus für das Jahr 1974 mit insge- 
samt 126 769 geförderten Wohnungen die Er- 
gebnisse der Sonderprogramme zur regionalen 
und lokalen Abstützung der Beschäftigung so- 
wie zur Zinsverbilligung von 50 000 Sozial- 
wohnungen enthalten, und wie haben sich 
diese Sonderprogramme im einzelnen tatsäch- 
lich ausgewirkt? 


87. Abegordneter 

. Baier 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Finanzierung von Einlie- 
gerwohnungen in Familienheimen dann nicht 
erfolgt, wenn im näheren Bereich Mietwohnun- 
gen in Wohnblocks unvermietet sind und leer- 
stehen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


88. Abgeordnete 

Frau 

Meermann 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Studen- 
ten auch dann bis zu sechs Monaten auf ihre 
Ausbildungsförderung warten müssen, wenn 
sie ihre Antragsunterlagen von vornherein 
vollständig eingereicht haben und der Antrag 
positiv beschieden werden kann? 
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89. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Peter 

(SPD) 


92. Abgeordneter 
Peter 


(SPD) 


Für wieviel anerkannte Ausbiidungsberufe 
sind im einzelnen auf der Grundlage des zwi- 
schen Bund und Ländern vereinbarten gemein- 
samen Ergebnisprotokolls vom 30. Mai 1972 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 
erarbeitet worden, bzw. wann ist im einzelnen 
mit der Verabschiedung der Rahmenlehrpläne 
für die anerkannten Ausbildungsberufe zu 
rechnen, für die bisher lediglich die Ausbil- 
dungsordnungen erlassen worden sind? 

Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, daß 
Ausbildungordnungen und Rahmenlehrpläne 
nicht gleichzeitig erlassen werden, wenn nicht, 
was unternimmt sie bzw. wird sie unterneh- 
men, um diesem zeitlichen Auseinanderklaffen 
entgegenzuwirken? 

An welchen Standorten im Saarland wurden 
seit 1969 unter finanzieller Beteiligung des 
Bundes für wie viele Schüler Berufsbildungs- 
zentren . errichtet bzw. sind zur Zeit im Bau, 
und wie verteilt sich die Finanzierung jedes 
einzelnen Projekts in absoluten Zahlen ausge- 
drückt auf Bund, Land, Kreise bzw. Gemein- 
den? 

Liegt aus dem Saarland ein Antrag auf Bezu- 
schussung überbetrieblicher Ausbildungsstät- 
ten vor, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, ein derartiges Projekt durch 
erhebliche Zuschüsse zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


93. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


Welche Rolle spielen bei Planung und Ver- 
gabe von Projekten im Rahmen der Gesund- 
heitshilfe die Forschungsergebnisse des Insti- 
tuts für Tropenhygiene und öffentliches Ge- 
sundheitswesen am Südasieninstitut in Heidel- 
berg? 


94. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Wolf 
(CDU/CSU) 


Wie ist die gemeinsame Aussage des Bundes- 
rechnungshofs und des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit nach einem 
Gespräch zwischen Bundesminister Bahr und 
dem Präsidenten des Bundesrechnungshofs, 
Schäfer, Anfang August 1974 zu verstehen, 
nach der die Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen den beiden Häusern ausgeräumt seien, 
nachdem der Bundesrechnungshof auf Anfrage 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung erklärt 
hat, „Der Bundesrechnungshof hat die sein 
Gutachten tragenden Feststellungen nicht zu- 
rückgenommen. Er ist vielmehr der Meinung, 
seine Feststellungen sind in der letzten Bera- 
tung des Bundestagsausschusses für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit am 6. Juni 1974 erhärtet 
worden."? 
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95. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Wolf 

(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

{Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
{Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 

100. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


Hat nach Kenntnis der Bundesregierung der 
frühere Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, Eppler, die gegenüber Journa- 
listen erhobene Behauptung, der Prüfungsbe- 
amte des Bundesrechnungshofs, Oberamtsrat 
Glaser, habe sich früher einmal vergeblich im 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit um einen Posten beworben und dies 
sei der eigentliche Grund für die negative 
Tendenz des Gutachtens, während seiner Amts- 
zeit als Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit öffentlich zurückgenommen und 
sich gegenüber dem betroffenen Beamten ent- 
schuldigt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die vom Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofs vorgenommene personelle Umbesetzung 
im Bereich der Entwicklungshilfe zu diesem 
Zeitpunkt geeignet ist, für die Beamten des 
Bundesrechnungshofs und in der Öffentlich- 
keit den Eindruck zu wecken, daß Beamte des 
Bundesrechnungshofs, wenn sie bei ihrer gut- 
achterlichen Tätigkeit zur Ausgabenpolitik der 
Bundesregierung kritisch Stellung nehmen, mit 
persönlichem Schaden rechnen müssen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine solche Umbesetzung zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt, in dem eine Umorganisation der 
technischen Hilfe im Gange ist, einen Verzicht 
auf langjährigen Sachverstand bedeutet, der 
die Kontrollfähigkeit des Bundesrechnungshofs 
beeinträchtigt? 

Wann wurde vom Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofs, Schäfer, die Entscheidung getroffen, 
die personellen und Kompetenzänderungen für 
den Bereich der Entwicklungshilfe vorzuneh- 
men, und wann wurde die Bundesregierung 
über diese geplanten Veränderungen vom 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs unter- 
richtet? 

Hat es — und wenn ja, wann — zwischen Mit- 
gliedern der Bundesregierung (einschließlich 
des früheren Bundesministers Eppler) und dem 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs, Schäfer, 
vor dieser Entscheidung Kontakte gegeben, 
in denen diese personellen und Kompetenzän- 
derungen zur Sprache kamen, und welche Stel- 
lungnahmen haben die Mitglieder der Bundes- 
regierung hierzu abgegeben? 


des Bundesministers des Auswärtigen 

Unter welchen Umständen fand die Ausliefe- 
rung von vier portugiesischen Offizieren statt, 
die im Zusammenhang mit einem versuchten 
Putsch in der deutschen Botschaft Lissabon Zu- 
flucht gesucht und Asyl erbeten hatten? 
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101. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung keine Möglichkeiten 
gesehen, die in die deutsche Botschaft geflüch- 
teten portugiesischen Offiziere ebenso zu be- 
handeln wie chilenische Flüchtlinge, welche die 
deutsche Botschaft in Santiago de Chile mit 
der Bitte um Asylgewährung oder andere 
cliplomatische Hilfen aufgesucht haben? 


102. Abgeordneter Ist es dem deutschen Botschafter in Portugal 

Dr. Kliesing gelungen, vor der überstellung von in die 

(CDU/CSU) Botschaft geflüchteten Offizieren an die gegen- 

wärtig dort Macht ausübenden Behörden von 
diesen Zusicherungen über die physische Un- 
versehrtheit der überstellten zu erhalten? 


103. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß der deutsche 
Botschafter in Lissabon feindseligen Angriffen 
ausgesetzt war, als er die deutsche Botschaft 
verließ, um den portugiesischen Präsidenten 
aufzusuchen? 


104. Abgeordneter Warum sind die portugiesischen Offiziere, die 
Gewandt in der deutschen Botschaft in Lissabon Zuflucht 

(CDU/CSU) suchten, den portugiesischen Behörden ausge- 

liefert worden? 


105. Abgeordneter 

Bühling 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung einen Zusammen- 
hang zwischen den anonymen Drohbriefen ge- 
gen die Sendungen der Deutschen Welle in 
Äthiopien und den Angriffen des regierungs- 
nahen Ethiopian Herald gegen die Deutsche 
Welle? 


106. Abgeordneter 

Bühling 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Möglichkeit ins 
Auge gefaßt, Erpressungen gegen die Deutsche 
Weile dadurch zu begegnen, daß sie das Per- 
sonal der deutschen Botschaft und des Goethe- 
Instituts in Addis Abeba zu seiner Sicherheit 
abziehen anstatt die Sendungen der Deutschen 
Welle in amharischer Sprache einzustelien? 


107, Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunsdhweig) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung den sowjetischen 
Wunsch, nach Beendigung der KSZE-Konferenz 
ein ständiges Sekretariat zu errichten, dessen 
Aufgabe es unter anderem nach sowjetischer 
Auffassung sein soll, die weitere westliche 
Blockbildung (europäische Integration) zu ver- 
hindern, ablehnen? 


108. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung in der Endphase 
der KSZE- Verhandlungen deutlich machen, daß 
die Konferenzergebnisse nicht mit einer Art 
friedensvertraglicher Regelung verwechselt 
werden dürfen? 
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109. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


111. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die Wei- 
gerung der rumänischen Regierung, in das 
deutsch-rumänische Forschungsabkommen Ber- 
lin miteinzubeziehen, und ist abzusehen, wann 
dieses Abkommen unter Einbeziehung Berlins 
abgeschlossen werden kann? 


Was gedenkt die Bundesregierung im Hinblick 
auf den deutsch-tschechoslowakischen Vertrag 
vom 13. Dezember 1973 zu unternehmen, um 
in Zukunft sicherzustellen, daß Deutsche bei 
der Einreise und dem Aufenhalt in der Tsche- 
choslowakei durch dortige untergeordnete Be- 
hörden nicht deshalb diskriminierend behan- 
delt werden, weil sie aus dem Gebiet der jetzi- 
gen Tschechoslowakei stammen und sich in der 
Vergangenheit für die Rechte der Deutschen 
eingesetzt haben? 


Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß 
durch die gegenwärtige Handhabung des kul- 
turellen und wissenschaftlichen Austausches 
mit der Sowjetunion die zukünftige vertrag- 
liche Einbeziehung des Landes Berlin in diesen 
Austausch nicht negativ präjudiziert wird? 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
bezüglich der Behandlung Berlins auf Ausstel- 
lungen und der Aufführung auf Ausstellungs- 
katalogen im Verhältnis zur Bundesrepublik 
Deutschland bei Veranstaltungen im Ostblock 
ein, und hat sich in der Haltung der Bundes- 
regierung seit 1973 ein Wandel ergeben? 


Welche Haltung nehmen die Sowjetunion und 
andere Ostblockstaaten bezüglich der Behand- 
lung Berlins auf Ausstellungen ein, und wel- 
‘cher Wandel hat sich gegebenenfalls in deren 
Auffassung seit 1973 ergeben? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Welche Anzeigen der Bundesregierung sind 
vom 1. September 1974 bis zum 9. März 1975 
in Tageszeitungen, Wochenzeitungen, Illu- 
strierten, Fachzeitschriften und sonstigen Pu- 
blikationen erschienen, die im Land Rhein- 
land-Pfalz vertrieben wurden, und welche Ko- 
sten sind der Bundesregierung durch diese 
Anzeigenkampagne entstanden? 

Trifft es zu, daß in der genannten Zeit Anzei- 
gen der Bundesregierung in rheinland-pfälzi- 
schen Publikationen und in sonstigen Publika- 
tionen, die vor allem in Rheinland-Pfalz ver- 
trieben werden, erschienen sind, die in anderen 
Bundesländern nicht aufgegeben wurden, und 
um welche Anzeigen in welchen Publikationen 
handelt es sich dabei? 

Für welchen Betrag hat die Bundesregierung 
aus dem Bundeshaushalt seit dem 1. Dezem- 
ber 1974 Anzeigen und Informationsbroschü- 
ren zu welchem Zweck in Auftrag gegeben, und 
für welchen Betrag sollen bis 4. Mai 1975 
weitere Anzeigen und Broschüren erscheinen? 

Wie waren diese Beträge in den fünf Monaten 
vor der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 
im Jahr 1966? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


5. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, 
für die deutsche Schule in Brüssel über ein 
zwischenstaatliches Abkommen — ähnlich wie 
bei der deutschen Schule in Rom — den Status 
einer „Begegnungsschule" statt wie bisher 
einer „Expertenschule" zu schaffen? 


6. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, der deutschen 
Schule in Brüssel über die bereits bewilligten 
drei Grundschulklassen hinaus eine vierte 
Klasse zu genehmigen, oder gibt es Überle- 
gungen, die deutsche Schule in Brüssel über 
den bereits genehmigten Neubau hinaus in 
ihrer gesamten Kapazität zu erweitern, da der 
französische Schultypus und Mängel der Euro- 
paschule in Brüssel zu einem weiteren Anstei- 
gen der Zahl der Bewerber für die deutsche 
Schule in Brüssel geführt hat? 
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7. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die So- 
wjetisdie-Donau-Sdiiffahrt in Ismail (Donau- 
mündung) seit einiger Zeit die Umladung und 
Weiterversdiiffung von PKW und LKW ver- 
weigert, die beispielsweise vom Bayerisdien 
Lloyd in Regensburg aus nadi den Häfen Bey- 
routh und Lattakia beabsichtigt war, und ist 
die Bundesregierung bereit, bei ihren Ver- 
handlungen mit der UdSSR darauf zu drängen, 
daß die Donau, die u. a. mit erheblichen Mit- 
teln der Bundesrepublik Deutschland schiffbar 
gehalten wird und auch der Bundesrepublik 
Deutschland zur Verfügung steht? 


8. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung ensprechend der An- 
kündigung von Staatsminister Wischnewski 
die Zahl der Aussiedlungswilligen aus Ost- 
deutschland jenseits von Oder und Neiße ge- 
prüft, und in welcher Weise konnten die An- 
gaben des Deutschen Roten Kreuzes, daß bis 
Januar 1975 ca. 307 000 Anträge auf Aussied- 
lung übermittelt worden sind, bestätigt wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Arbeits- 
zeitordnung nach Einführung der 40-Stunden- 
woche im öffentlichen Dienst geändert wird, 
und ist es möglich, daß bis zum Zeitpunkt einer 
endgültigen Regelung Ausnahmen für örtliche 
Bereiche in eigener Zuständigkeit in Überein- 
stimmung mit den örtlichen Personalräten zur 
Aufrechterhaltung des Dienstes genehmigt 
werden? 

Welche Weisungen respektive Befehle hat das 
Bundesinnenministerium bezüglich der Kon- 
taktaufnahme auf örtlicher Ebene mit DDR- 
Behörden wegen der Minenräumung im See- 
geabschnitt im Landkreis Lüchow-Dannenberg 
erteilt? 

Ist es richtig, daß der Bundesgrenzschutz ange- 
wiesen worden ist, bei der Minenräumaktion 
am Seege-Fluß das Betreten des Ufers der 
Bundesrepublik Deutschland durch Räumkom- 
mandos der DDR bis zu einer Tiefe von jder 
bis fünf Metern nicht als Grenzverletzung an- 
zusehen? 

Ist es richtig, daß bei der jetzigen Mittelauf- 
teilung der Heimkehrerstiftung an Unterstüt- 
zungen und Darlehen im Verhältnis von 50 zu 
50 im Zeitpunkt der Beendigung der Stiftung 
60 bis 80 Millionen DM an den Fiskus fallen 
werden? 
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13. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


14. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


15. Abgeordneter 

Katzer 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Geldner 


(FDP) 


17. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Besteht nicht die Möglichkeit, unter Anwen- 
dung versicherungsmathematischer Voraus- 
rechnungen das Verhältnis der Unterstützun- 
gen zu den Darlehen der Heimkehrerstiftung 
so zugunsten der Unterstützung zu ändern, daß 
im Zeitpunkt der Beendigung der Stiftung die 
Mittel aufgebraucht sind und damit ein Zufluß 
von Restmitteln der Stiftung an den Fiskus 
ausgeschlossen wird? 

Welche Möglichkeiten bestehen für die Bun- 
desregierung, innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft bei Fragen der inneren Sicherheit 
mit den anderen Mitgliedsländern der EG zu- 
sammenzuarbeiten? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
bei den zahlreichen Renten der Versorgungs- 
anstalt des Bundes und der Länder, die sat- 
zungsmäßig von einer Erhöhung ausgeschlos- 
sen sind, wenigstens in etwa einen Ausgleich 
für den ständigen Kaufkraftverlust zu veran- 
lassen? 

Wie hoch ist — nach Meinung der Bundesre- 
gierung — die Gefahr durch Abgase zu bewer- 
ten, der Kraftfahrer ausgesetzt sind, die in 
kilometerlangen Autoschlangen, Stoßstange an 
Stoßstange, in geschlossenen Ortschaften sich 
fortbewegen müssen, und welche Vorsichts- 
maßnahmen gegen eventuelle Dauerschäden 
können in solchen Fällen empfohlen werden? 

Welche und wieweit gehende Maßnahmen hält 
die Bundesregierung für erforderlich, um den 
für den Sommer 1975 befürchteten Zusammen- 
bruch des ökologischen Gleichgewichts des 
Rheins zu verhindern? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Dr. Sdiäuble 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung von der bekannt ge- 
wordenen (vgl. Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung vom 13. März 1975) Änderung der Ge- 
schäftsverteilung in der Abteilung V im Bun- 
desrechnungshof vor der Entscheidung durch 
den Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
Kenntnis gehabt, und hat sie auf diese Ände- 
rung der Geschäftsverteilung Einfluß genom- 
men? 


19. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Ände- 
rung der Bundeshaushaltsordnung bzw. des 
Äbschnitts V der Reichshaushaltsordnung vor- 
zuschlagen, die die richterliche Unabhängigkeit 
der Mitglieder des Bundesrechnungshofs auch 
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auf Maßnahmen der Gesdiäftsverteilung aus- 
dehnt, um sicherzustellen, daß durdi gesdiäfts- 
verteilende Maßnahmen in Zukunft der Ein- 
druck einer Beeinflussung von Prüfungsent- 
sdieidungen des Bunde sredinungshofs oder 
der Sanktionierung von getroffenen Prüfungs- 
entsdieidungen nicht entstehen kann? 


20. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wann wird der Bundesfinanzminister seine 
endgültige Entscheidung über die Verwertung 
der bundeseigenen Forstflächen in Salzgitter- 
Thiede/Steterburg bekannt geben, damit die 
Kommunalpolitiker Planungen zum Ausbau 
des Erholungsgebietes „Langes Holz" treffen 
können? 


21. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Grundstücksverkäufe wurden 1974 auf 
Grund des Gesetzes über die verbilligte Ver- 
äußerung, Vermietung und Verpachtung von 
bundeseigenen Grundstücken vom 16. Juli 1971 
(BGBl. I S, 1005) in der Stadt München getä- 
tigt (vgl. Drucksache 7/3226)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 
Mahne 


(SPD) 


Bejaht die Bundesregierung die Forderung der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände, 
die Kraftfahrzeugproduzenten zu verpflichten, 
das Herstellungsdatum der einzelnen Kraft- 
fahrzeuge unverschlüsselt auf dem Typenschild 
und in den Kraftfahrzeugbriefen nachzuwei- 
sen? 


23. Abgeordneter 
Mahne 


(SPD) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt sie zu ergrei- 
fen, um diese Forderung sicherzustellen? 


24. Abgeordneter 
Geldner 


(FDP) 


Wie ist — nach Meinung der Bundesregie- 
rung — die weitere Papierpreisentwicklung zu 
beurteilen, und gibt es keine Möglichkeit, 
eventuell durch Förderung einer stärkeren 
Eigenproduktion, auf Dauer wieder zu billige- 
rem Zeitungspapier zu kommen? 


25. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die beabsichtigte Einführung eines neuen me- 
trischen Gewinde Systems (OMFS — Optimum 
Metrie Fastener System) in den Vereinigten 
Staaten auch erhebliche Auswirkungen auf die 
deutsche Industrie, insbesondere Automobil- 
und Landmaschinenindustrie, zu erwarten sind, 
und wie beurteilt die Bundesregierung diese? 
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26. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Teil die Bundesregierung die Aussage von 
Bundesminister Dr. Frideridis vor der Jahres- 
tagung des Deutschen Groß- und Außenhan- 
dels, „diese Bundesregierung wird sich auf 
keine Experimente einlassen, um die Grenzen 
der Belastbarkeit unserer Wirtschaft zu testen, 
wie es außerhalb der Regierung einmal formu- 
liert worden ist", und ist die Bundesregierung 
bereit, bei all ihren Gesetzesvorhaben diesem 
Grundsatz voll Rechnung zu tragen? 

Kann die Versicherung von Bundesminister 
Dr. Friderichs auf der Jahrestagung des Deut- 
schen Groß- und Außenhandels, daß demjeni- 
gen, der unter dem Schlagwort der Moderni- 
sierung der Volkswirtschaft „durch die Hinter- 
tür eine direkte Investitionslenkung durch 
staatliche Instanzen oder Wirtschaftsräte ein- 
führen will", „diese Tür verschlossen bleiben 
wird", auch als die Haltung des gesamten Bun- 
deskabinetts und der sie tragenden Parteien 
SPD und FDP angesehen werden, und ist beja- 
hendenfalls die Bundesregierung entschlossen, 
gegensätzlichen Forderungen entschiedener als 
bisher entgegenzutreten? 

Wie wird gewährleistet, daß Investitionsmaß- 
nahmen der Bundesregierung, die ganz oder 
teilweise im Rahmen des Konjunkturpro- 
gramms erfolgen, in einer Form ausgeschrie- 
ben werden, daß jeweils auch örtliche Firmen 
bei der Auftragsvergabe tatsächlich Berück- 
sichtigung finden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Auf Grund der Antwort auf meine Anfragen 
B 25 und 26 vom 21. Februar 1975, in der die 
Bundesregierung mitteilte, daß bis in die jüng- 
ste Zeit hinein größere Partien, besonders an 
Salat, wegen Überschreitungen der nach der 
deutschen Höchstmengenverordnung für 
pflanzliche Lebensmittel zulässige Rückstands- 
toleranzen an den Grenzen zurückgewiesen 
werden mußten, frage ich die Bundesregierung, 
welche Lieferländer mit welchen Mengen an 
Salat an den Zurückweisungen und zu welchen 
Zeiten beteiligt waren, und bei welchen Stoffen 
die geltenden Toleranzen überschritten wur- 
den? 


30, Abgeordneter In welcher Höhe erheben niederländische 

Eigen Marktverbände zollähnliche Abgaben von 

(CDU/CSU) Nahrungsmitteln, die in die Niederlande ein- 

geführt werden, und welche Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung gegebenenfalls ein- 
zuleiten? 
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31. Abgeordneter 
Sprenger 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Sprenger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach der 
Verwaltungsvorschrift Nummer 2.4 alle die- 
j engen Betriebe von der Landzupacht über die 
Landabgaberente ausgeschlossen sind, die vor 
dem 1. Juli 1973 als entwicklungsfähige Be- 
triebe eingestuft und entsprechend gefördert 
wurden, und welche Gründe sind für diese 
Benachteiligung vieler Landwirte maßgebend 
gewesen? 

Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch, daß einerseits die vor dem 1. Juli 1973 
als entwicklungsfähig angesehenen Betriebe 
mit enormem finanziellen Aufwand gefördert 
wurden, andererseits ihnen diese Möglichkeit 
der weiteren Entwicklung nun nicht mehr ge- 
geben ist, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, diese Regelung zugunsten der vor dem 
1. Juli 1973 geförderten Landwirte zu verän- 
dern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


33. Abgeordneter 
Pieroth 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Pieroth 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bimdesregierung für zweckmäßig, 
die Betriebsprüfungsordnung der Finanzver- 
waltung analog auf Prüfungen in Betrieben 
nach § 144 des Arbeitsförderungsgesetzes an- 
zuwenden, da die Prüfer vom Arbeitsamt 
häufig ohne konkreten Prüfungsauf trag in den 
Betrieben erscheinen? 

Wieweit sind Planungen im Bundesarbeits- 
ministerium gediehen, daß es für Betriebe 
möglich sein wird, kurzfristig Arbeitslose vom 
Arbeitsamt auszuleihen, ohne daß die Betriebe 
die mit der An- und Abmeldung verbundenen 
Formalitäten erfüllen müssen? 

Treffen Informationen zu, wonach derzeit eine 
halbe Million ausländischer Gastarbeiter we- 
niger in der Bundesrepublik Deutschland be- 
beschäftigt sind als früher? 

Wie viele Personen werden über die Bundes- 
anstalt für Arbeit auf Grund der Ausbildungs- 
förderung unterstützt, die keinen festen Ar- 
beitsplatz mehr haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordneter Trifft es zu, daß ausscheidende Zeitsoldaten 
Walther nach ihrer Verpflichtung immer weniger Stel- 

(SPD) len im öffentlichen Dienst erhalten, daß auch 

das Berufsförderungswerk der Bundeswehr 
solche Stellen nicht vermitteln kann, und was 
gedenkt die Bundesregierung zutreffendenfalls 
zu tun? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf der Auto- 
Dr. Schmitt- bahn Wiesbaden/Frankfurt bei der Beschilde- 

Vockenhausen rung auch auf die Aus- und Auffahrtmöglich- 
(SPD) keit für Flörsheim (und nicht nur auf Weilbach) 

besonders hinzuweisen, und sieht die Bundes- 
regierung Möglichkeiten, im Rahmen des ge- 
planten Baus der neuen B 519 für Flörsheim 
eine eigene Aus- und Auffahrt im Bereich der 
Flörsheim umgehenden Autobahnen zu schaf- 
fen? 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß für 
viele Großstädte der Einsatz von Linientaxen 
in den späten Abendstunden, z. B. zur Erset- 
zung von wenig genutzten Omnibuslinien, von 
Bedeutung ist, frage ich die Bundesregierung, 
bis wann damit zu rechnen ist, daß das vom 
Bundesverkehrsministerium 1972 in Auftrag 
gegebene Gutachten über die Integrierung von 
Taxen im öffentlichen Personennahverkehr 
vorliegt? 

40. Abgeordneter Welche Gründe sind für den bisher schon 

Link 3-jährigen langen Beratungszeitraum maßge- 

(CDU/CSU) bend? 

41. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß das Bundes- 

Dr. Jahn ministerium für Verkehr und für das Post- und 

(Braunschweig) Fernmeldewesen in Übereinstimmung mit der 
(CDU/CSU) Landesregierung Niedersachsen plant, die 

Fracht- bzw. Kanalgebühren für den zukünf- 
tigen Elbe-Seitenkanal höher als die allge- 
. meinen Kanalgebühren anzusetzen, damit die 
Weserschiffahrt und die Weserhäfen durch den 
neuen Kanal finanziell nicht geschädigt wer- 
den? 

42. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Jahn durch diese beabsichtigten Sondergebühren 

(Braunschweig) eine Belastung des Wirtschaftsraums Braun- 
(CDU/CSU) schweig — Wolfsburg — Salzgitter eintritt, die 

unvereinbar ist mit dem Text und dem Geist 
des Zonenrandförderungsgesetzes? 

43. Abgeordneter Wieviel höhengleiche Bahnübergänge und 

Schmidhuber Bundesstraßen und von öffentlichen Straßen 
(CDU/CSU) gemäß Artikel 3 Abs. 1 Nr. 1 mit 3 des baye- 

rischen Straßen- und Wegegesetzes gibt es im 
Bezirk der Bundesbahndirektion München? 

44. Abgeordneter Wieviel höhengleiche Bahnübergänge mit 

Schmidhuber Verkehrswegen aller Art gibt es im Bereich 
(CDU/CSU) der Landeshauptstadt München? 


39. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 
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45. Abgeordneter Wie beurteilt der Bundesminister für Verkehr 
Baier das ihm übersandte Verkehrsgutachten zur 

(CDU/CSU) Verbesserung der Verkehrsverhältnisse im 

Kraichgau (Raum Meckesheim/unteres Elsenz- 
tal/kleiner Odenwald) und die dringende For- 
derung zum Bau der Bundesstraße 37 Z bzw. 
eines Autobahnzubringers? 


Wie begründet die Bundesregierung die unter- 
schiedliche Transportkostenberechnung der 
Deutschen Bundesbahn für Rollstühle Behin- 
derter, je nachdem, ob es sich um eine kriegs-, 
Verkehrs- oder unfallgeschädigte Person oder 
um eine von Geburt oder durch Krankheit be- 
hinderte Person handelt (siehe „Die Zeit" vom 
28. Februar 1975 „Recht im Rollstuhl")? 


47. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung darin überein, 
Dr. Köhler daß eine bessere Verkehrserschließung des 

(Wolfsburg) Zonenrandgebiets im Raum Wolfsburg/Braun- 

(CDU/CSU) schweig vordringlich ist und Verkehrswege- 

investitionen zur strukturellen Förderung die- 
ses Gebiets beitragen? 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt und in der 
Dr. Köhler Lage, ihre Zeitvorstellungen für den Bau des 

(Wolfsburg) Auobahnzubringers Wolfsburg und der Braun- 
(CDU/CSU) Schweiger Osttangente zu präzisieren, und wie 

beurteilt sie die Möglichkeiten, im Fall der 
Unüberschaubarkeit der Zeitfristen die Dring- 
lichkeitsreihung im Bedarfsplan für Bundes- 
fernstraßen so zu verändern, daß der Ausbau 
der B 248 der Realisierung der A 39 vorge- 
zogen wird? 


Wieviel Kilometer Autobahn wurden im Saar- 
land seit 1969 neu gebaut bzw. werden im 
Jahr 1975 fertiggestellt, und wieviel Millionen 
DM hat die Bundesregierung dafür aufgewen- 
det? 


Wieviel Kilometer Bundesstraßen wurden seit 
1969 bis zum 31. Dezember 1974 im Saarland 
neu gebaut und ausgebaut, und in welcher 
Höhe sind dafür Bundesmittel zur Verfügung 
gestellt worden? 


51. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mir Auskunft dar- 
Pohlmann über geben, an welcher Stelle die Ortsumge- 

(CDU/CSU) hung Lauenau im Zuge der B 442 im Rahmen 

des zweiten Fünfjahresplans für den Ausbau 
der Bundesfernstraßen von 1976 bis 1980 ein- 
gestuft wird, und wenn nein, wann ist mit 
einer diesbezüglichen Entscheidung zu rech- 
nen? 




46. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 
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52. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


54. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


55. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Glaubt die Bundesregierung, ihre Informa- 
tionspflidit zu erfüllen, wenn sie auf die An- 
frage des Kollegen Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU), (Drucksache 7/3227 Frage B 70) 
antwortet, ihr wäre nicht bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn Streckenstillegungen im 
Bereich des Verwaltungspräsidiums Braun- 
schweig plane (Stenographischer Bericht über 
die 150. Sitzung vom 21. Februar 1975), wenn 
ihr allein in dem Wahlkreis bekannt gemacht 
worden ist, daß die Deutsche Bundesbahn pla- 
ne, die Strecke Salzgitter — Derneburg ebenso 
stillzulegen (Antwort der Bundesregierung 
vom 12. März 1975 auf meine Anfrage Druck- 
sache 7/3335 Teil B Frage 46) wie die Strecken 
Clausthal-Zellerfeld bis Altenau, Langelsheim 
bis Altenau bzw. „gesamt", d. h. Goslar bis 
Altenau (Pressemeldung des Beobachter, See- 
sener Tageszeitung/Rhüdener Tageblatt, vom 
7. März 1975)? 

Inwieweit ist bei der Ausschreibung des ersten 
Teilstücks der Umgehungsstraße Altenkirchen 
(die in diesem Jahr zusätzlich aus Mitteln des 
Konjunkturprogramms finanziert wird) ge- 
währleistet, daß an der Ausführung nicht nur 
große Firmen aus entfernteren Gebieten, son- 
dern insbesondere auch örtliche kleine und 
mittlere Unternehmen beteiligt werden? 

Trifft es zu, daß es bei der Bereitstellung von 
posteigenen Zusatzeinrichtungen (Modems) zur 
Übertragung von Daten zu Lieferschwierig- 
keiten der Deutschen Bundespost gekommen 
ist, z. B. bei der Lieferung von Modems niedri- 
ger Geschwindigkeit für Apotheken? 

Ist die Bundesregierung bereit, daraus die ge- 
nerelle Konsequenz zu ziehen, daß außer den 
Postmodems für alle Übertragungsgeschwin- 
digkeiten (nicht nur für jene Geschwindigkei- 
ten, die im Amtsblatt des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen Nr. 34, Jahr- 
gang 1975 / Verfügung Nr. 165/1975, Seite 2 
genannt werden) unbefristet auch private Mo- 
dems zugelassen werden und insoweit die Ver- 
ordnung über den Hauptanschluß für Direktruf 
zu novellieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


56. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Zahlen der unerledigten 
Anträge auf Förderung von Familienheimen 
und Eigentumswohnungen einschließlich Kauf- 
eigenheimen und Kaufeigentumswohnungen in 
den einzelnen Ländern zum Stichtag 1973 und 
1974? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


57. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz 

Pfeffermann von Sonnenenergiekollektoren zur Wärmebe- 

(CDU/CSU) reitstellung, insbesondere von Einfamilienhäu- 

sern und Gewächshäusern, und ist sie be- 
reit, den Vorschlag zu übernehmen, daß für 
die Markteinführung dieser Kollektoren für 
einen begrenzten Zeitraum billige Darlehen 
den Einfamilienhausbesitzern und Vertreibern 
von Gewächshäusern gewährt werden, damit 
eine möglichst hohe Stückzahl von Sonnen- 
energiekollektoren abgesetzt wird und damit 
auch der Preis sinkt? 

58. Abgeordneter In welchem Umfang werden durch die Bundes- 

Pfeffermann regierung die Erfahrungen verschiedener Län- 

(CDU/CSU) der bei der Anwendung der Sonnenenergie 

für die Wärmebereitstellung genutzt, und kann 
es die Bundesregierung ausschließen, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland nochmals mit 
öffentlichen Mitteln Sonnenenergieprojekte 
gefördert werden, die in anderen Ländern 
schon längst behandelt wurden? 

59. Abgeordneter Wie weit ist die Koordinierung der Ressort- 

Lenzer forschung innerhalb der Bundesregierung ge- 

(CDU/CSU) diehen, und welche Folgerungen ergeben sich 

hieraus für einen Antrag auf Aufhebung der 
20Voigen Sperre der Mittel für die Ressortfor- 
schung? 

60. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister für For- 

Lenzer schung und Technologie darauf drängt, in den 

(CDU/CSU) einzelnen Bundesministerien einen Beauftrag- 

ten für die Koordinierung der Ressortfor- 
schung einzusetzen, und welche Überlegungen 
bestehen hinsichtlich des Zusammenhangs zwi- 
schen zunehmender Forschungsbürokratisie- 
rung und Koordinierung der Ressortforschung? 


Bonn, den 14. März 1975 
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